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Art.-Nr. 76491213

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Zweiten Dienstrechtsänderungsgesetzes

In Artikel VI Absatz 3 Satz 1 des Zweiten Dienstrechtsänderungs-
gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266) wird das Datum „1. Juni 
2012“ durch das Datum „1. Januar 2013“ ersetzt.

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 31. Mai 2012 in Kraft.

Berlin, den 24. Mai 2012

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Gesetz
zur Änderung des Zweiten Dienstrechtsänderungsgesetzes

Vom 24. Mai 2012
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 10-46 vom 4. Oktober 2010 für das Grund-

stück Warener Straße 5 mit Ausnahme des Flurstücks 481 der Flur 
196 und einer nördlich angrenzenden Fläche bis zum Buckower 
Ring (Flurstücke 52, 53, 54, 56, 57, 61, 62, teilweise 58 der Flur 
195) im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Biesdorf, wird festge-
setzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent-
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt-
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Untere Denkmal-
schutzbehörde, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. April 2012

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirt-

schaft und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-46 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Biesdorf
Vom 30. April 2012
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Auf Grund des § 11 Nummer 1 des Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Juni 
2005 (GVBl. S. 393), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
20. Mai 2011 (GVBl. S. 194) geändert worden ist, in Verbindung mit 
dem Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrich-
tung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 (GVBl. S. 310), wird 
verordnet:

Artikel I
Dem § 3 der Verordnung über die zentrale Vergabe von Studien-

plätzen durch die Stiftung für Hochschulzulassung vom 18. Mai 
2010 (GVBl. S. 269), die zuletzt durch Verordnung vom 21. Dezem-
ber 2011 (GVBl. S. 834) geändert worden ist, wird folgender Ab-
satz 8 angefügt:

„(8) Fällt das Ende einer Ausschlussfrist auf einen Sonntag, 
gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend, so endet die Frist mit 
dem Ablauf des entsprechenden Tages und verlängert sich nicht 
bis zum Ablauf des nächstfolgenden Werktags.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie gilt erstmals für das 
Vergabeverfahren zum Wintersemester 2012/2013.

Berlin, den 15. Mai 2012

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft

Sandra S c h e e r e s

Dritte Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die zentrale Vergabe von Studienplätzen 

durch die Stiftung für Hochschulzulassung 
Vom 15. Mai 2012
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Ver-
bindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für das Grundstück Grenzweg 99 im Bezirk Treptow-Köpenick, 

Ortsteil Rahnsdorf, für das das Bezirksamt neben anderen Grundstü-
cken die Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt 
eine Veränderungssperre gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung 
Bauen, Stadtentwicklung und Umwelt, Stadtentwicklungsamt – 
Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bau- und Wohnungs-
aufsicht, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin geltend ma-
chen; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzu-
legen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvor
schriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für 
die Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt 
worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. Mai 2012

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

Oliver I g e l
Bezirksbürgermeister

Rainer H ö l m e r
Bezirksstadtrat für Bauen, Stadt-

entwicklung und Umwelt

Verordnung
über die Veränderungssperre XVI-77/16 

im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Rahnsdorf
Vom 15. Mai 2012
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